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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrs-
gesetzes 

A. Problem und Ziel 

Aktuell werden nur an Flugplätzen, an denen das Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspolitischen In-
teressen anerkennt (§ 27d Absatz 1 Luftverkehrsgesetz – LuftVG) die Kosten der Flugsi-
cherung über Flugsicherungsgebühren (An-/Abfluggebühr) unmittelbar von den Luftraum-
nutzern getragen. Die Flugsicherungsdienste werden an diesen Flugplätzen von der DFS 
Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) erbracht (§ 31b Absatz 1 LuftVG). Die von dieser 
Regelung nicht erfassten, meist kleineren Flugplätze betrachten es als nachteilig, dass sie 
selbst eine Flugsicherungsorganisation beauftragen und deren Kosten selbst übernehmen 
müssen. Sie beklagen, dass sie aufgrund der Marktposition der Nutzer (oft operiert nur eine 
bedeutsame Airline am jeweiligen Flugplatz) diese Kosten im Rahmen der Flugplatzentgelte 
nur unzureichend weiterreichen können.  

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat mit Beschluss vom 14.11.2019 
die Bundesregierung gebeten, in einem Konzept Kriterien für die Einbeziehung zusätzlicher 
Flughäfen in das DFS-System der 16 Flughäfen zu erstellen. Es hat sich gezeigt, dass die 
buchstabengetreue Umsetzung der Vorstellungen des Beschlusses des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages aufgrund der im Vergleich zu den Flugsicherungs-
anbietern an den anderen Flugplätzen nachteiligen Kostenstruktur der DFS eine Erhöhung 
der aktuellen Flugsicherungskosten zur Folge hätte. Die DFS hat auch darauf hingewiesen, 
dass eine vollständige Integration zusätzlicher Flugplätze in die Gruppe, bei der sie die 
Flugsicherungsdienste erbringt, erst nach einer mehrjährigen Aufrüstungs- und Umstel-
lungsphase möglich wäre (5-10 Jahre).  

B. Lösung 

Um das vom Haushaltsausschuss erstrebte Ziel zu erreichen, soll ein zweiter Gebühren-
bereich für die Flugplätze eingerichtet werden, die nicht zu den Flugplätzen nach § 27d 
Absatz 1 LuftVG gehören, bei denen aber eine Flugsicherung erforderlich ist. Um ein 
niedrigeres Gebührenniveau erreichen zu können, sollen verfügbare Bundesmittel einge-
setzt werden, um die nach Einnahme der Gebühren verbleibende Finanzlücke auszuglei-
chen. 

C. Alternativen 

Keine. Bei einer Beibehaltung des bisherigen Systems würde die unbefriedigende Situation 
in Bezug auf die Flugsicherung an den  kleinen Flugplätzen fortbestehen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
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Im Einzelplan 12 wird es ab dem Haushaltsjahr 2021 zu jährlichen Mehrausgaben im zwei-
stelligen Millionenbereich kommen.  

 Im Haushalt 2021 sind 20 Mio. Euro. veranschlagt. Mehrbedarfe sind finanziell und stellen-
mäßig im Einzelplan 12 auszugleichen. 

Eine Berücksichtigung in der Finanzplanung hat bisher noch nicht stattgefunden. 

Haushaltsausgaben für Länder und Kommunen: Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes in Tsd. Euro 147 

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten in Tsd. Euro 0 

Einmaliger Erfüllungsaufwand in Tsd. Euro 42 
 

 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes in Tsd. Euro 79,5 

davon auf Bundesebene in Tsd. Euro 79,5 

F. Weitere Kosten 

Weitere Kosten für Unternehmen und Verbraucher sowie Auswirkungen auf die Einzel-
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 

Sechzehntes Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBl. 
I S. 698), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBl. I S. 1655) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Absatz 1 wird nach der Angabe „§ 27d Absatz 1“ die Angabe „,1a“ eingefügt. 

2. § 27d wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1a und 1b eingefügt: 

„(1a) Flugsicherungsdienste und die dazu erforderlichen flugsicherungstechni-
schen Einrichtungen werden auch an Flugplätzen vorgehalten, bei denen das Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die Notwendigkeit nach Artikel 
3a der Durchführungsverordnung (EU) 2017/373 der Kommission vom 1. März 
2017 zur Festlegung gemeinsamer Anforderungen an Flugverkehrsmanagemen-
tanbieter und Anbieter von Flugsicherungsdiensten sowie sonstiger Funktionen 
des Flugverkehrsmanagementnetzes und die Aufsicht hierüber sowie zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 482/2008, der Durchführungsverordnungen (EU) 
Nr. 1034/2011, (EU) Nr. 1035/2011 und (EU) 2016/1377 und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 677/2011 (ABl. L 62 vom 8.3.2017, S. 62), die zuletzt durch 
die Durchführungsverordnung (EU) 2020/469 (ABl. L 104 vom 3.4.2020, S 1) ge-
ändert worden ist, anerkennt. 

(1b) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die von den Absät-
zen 1 und 1a erfassten Flugplätze sowie die Art des dort jeweils notwendigen Flug-
sicherungsdienstes zu bestimmen.“ 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „ein Bedarf nach Absatz 1“ die Wörter 
„oder eine Notwendigkeit nach Absatz 1a“ eingefügt. 

3. § 31b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „die Flugsicherungsorganisation“ die 
Wörter „nach Absatz 1 und die Flugsicherungsorganisation nach § 31f Absatz 3a“ 
eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 27d Abs.1“ durch die Angaben „§ 27d Absatz 
1 und 1a“ ersetzt. 
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4. § 31f wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 27d Absatz 4“ durch die Angabe „§ 27d Absatz 1a 
und 4“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 3a und 3b eingefügt: 

„(3a) Die Beauftragung einer Flugsicherungsorganisation nach § 27d Absatz 1a 
erfolgt auf Grund eines Vorschlages des Flugplatzunternehmens und setzt voraus, 
dass die Flugsicherungsorganisation die Wirtschaftlichkeit ihrer Leistung gegen-
über dem Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung nachgewiesen hat. Decken die 
Einnahmen aus Gebühren und Auslagen nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 
nicht die vom Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung anerkannten Kosten, kann 
die Differenz im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel erstattet 
werden. Ein Anspruch auf Erstattung des vollen Differenzbetrages oder einer be-
stimmten Kostenhöhe besteht dabei nicht. Übersteigen die Einnahmen für Gebüh-
ren und Auslagen nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 die durch das Bundesauf-
sichtsamt für Flugsicherung anerkannten Kosten, ist die Flugsicherungsorganisa-
tion dem Bund zur Erstattung der Differenz verpflichtet. Das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates die näheren Einzelheiten des Verfahrens, ins-
besondere des Auswahlverfahrens der Flugsicherungsorganisation, des Nachwei-
ses der Kosten, der Erforderlichkeit der Aufwendungen, der Rechnungslegung und 
der Erstattung zu bestimmen. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur kann die Ermächtigung zum Erlass von Verordnungen nach Satz 4 auf 
das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung übertragen. 

 (3b) Beauftragungen von Flugsicherungsorganisationen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen, gelten fort. Bis zu einer Neuregelung der 
Vertragsbeziehungen zwischen der Flugsicherungsorganisation und dem Flug-
platzunternehmen ist die Flugsicherungsorganisation verpflichtet, den Unter-
schiedsbetrag zwischen Einnahmen aus dem Vertrag und den Einnahmen aus Ge-
bühren an das Flugplatzunternehmen herauszugeben.“ 

5. § 32 Absatz 7 wird aufgehoben. 

6. Folgender § 74 wird angefügt: 

„§ 74 

§ 31f Absatz 3a Satz 1 bis 4 findet ab 1. September 2021 Anwendung.“ 

 

 Artikel 2 

 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur evaluiert bis zum 
31.12.2026 die Wirkung der Maßnahmen nach Artikel 1. 
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Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Artikel 1 Nummer 3 und Nummer 4 Buchstabe a tritt am 1. September 2021 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

1. Aktuell werden Flugsicherungskosten an Flugplätzen, an denen das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus ver-
kehrspolitischen Interessen anerkennt (§ 27d Absatz 1 Luftverkehrsgesetz – LuftVG) über 
Flugsicherungsgebühren (An-/Abfluggebühr) unmittelbar von den Luftraumnutzern getra-
gen. Dabei wird an diesen  Flugplätzen eine einheitliche Flugsicherungsgebühr erhoben, 
die sich nach deren durchschnittlichen Kosten bemisst. Die Flugsicherungsdienste werden 
an diesen Flugplätzen von der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) erbracht (§ 31b 
Absatz 1 LuftVG). Die von dieser Regelung nicht erfassten kleineren Flugplätze betrachten 
es als nachteilig, dass sie selbst eine Flugsicherungsorganisation beauftragen und deren 
Kosten zunächst selbst übernehmen müssen. Sie beklagen, dass sie aufgrund der Markt-
position der Nutzer (oft operiert nur eine bedeutsame Fluggesellschaft am jeweiligen Flug-
platz) diese Kosten im Rahmen der Flugplatzentgelte nur unzureichend weiterreichen kön-
nen.  

2. Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat mit Beschluss vom 
14.11.2019 die Bundesregierung gebeten, in einem Konzept Kriterien für die Einbeziehung 
zusätzlicher Flugplätze in das DFS-System der 16 Flugplätze zu erstellen und zu erläutern, 
welche zusätzlichen Flugplätze in die Vorhaltung der Flugsicherungsdienste und Einrich-
tungen der DFS und in die Vorhaltung der Flugwetterbetriebsdienste und Einrichtungen des 
Deutschen Wetterdienstes (DWD) einbezogen werden können und auf welchem Wege dies 
geschehen könne. 

Es wurden die in Frage kommenden Optionen zur Umsetzung des Maßgabebeschlusses 
des Haushaltsausschusses vom 14.11.2019 geprüft. Es hat sich gezeigt, dass die buchsta-
bengetreue Umsetzung der Vorstellungen des Haushaltsbeschlusses eine Erhöhung der 
aktuellen Flugsicherungskosten zur Folge hätte, da die DFS über eine im Vergleich zu klei-
neren Flugsicherungsdienstleistern nachteilige Kostenstruktur verfügt. Zudem würde eine 
Eingliederung weiterer Flugplätze in den bestehenden Gebührenbereich zu höheren Ge-
bühren führen, da bei Flugplätzen mit geringem Verkehr tendenziell höhere Kosten pro 
Dienstleistungseinheit festgestellt werden. Eine vollständige Integration zusätzlicher Flug-
plätze in die Gruppe, bei der die DFS die Flugsicherungsdienste erbringt, wäre erst nach 
einer mehrjährigen Aufrüstungs- und Umstellungsphase möglich (5 bis10 Jahre). Gleiches 
gilt nach Aussagen des DWD für die rechtlich damit verknüpfte Übernahme des Flugwet-
terdienstes an diesen zusätzlichen Flugplätzen.  

3. Um das vom Haushaltsausschuss erstrebte Ziel dennoch zu erreichen, soll ein zweiter 
Gebührenbereich für die Flugplätze eingerichtet werden, die nicht zu den Flugplätzen 
nach § 27d Absatz 1 LuftVG gehören, bei denen aber eine Flugsicherung erforderlich ist. 
Um ein niedrigeres Gebührenniveau erreichen zu können, sollen verfügbare Bundesmittel 
eingesetzt werden, um die nach Einnahme der Gebühren verbleibende Finanzlücke aus-
zugleichen. 
 
4. Der Haushaltsgesetzgeber hat seinen Willen zur Unterstützung der Erbringung gebüh-
renfinanzierter Flugsicherungsdienstleistungen an kleinen Flugplätzen  mit Haushaltsbe-
schluss vom 26.11.2020 bestätigt und hierfür für 2021 Mittel in Höhe von 20 Millionen 
Euro vorgesehen.  
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II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Es werden die rechtlichen Voraussetzungen für die Einrichtung eines zweiten Gebühren-
bereichs geschaffen (Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a).  

Bislang werden Gebühren für Flugsicherungsdienste und die dazu erforderlichen Einrich-
tungen von Luftraumnutzern nur an Flugplätzen erhoben, bei denen das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus ver-
kehrspolitischen Gründen anerkennt (§§ 31b Absätze 1 bis 3, 27d Absatz 1 LuftVG).  

Regelungstechnisch werden die Flugplätze eines zweiten Gebührenbereichs nicht zu den 
Flugplätzen nach § 27d Absatz 1 LuftVG hinzugefügt. Daher greift auch § 31b Absatz 1 und 
2 LuftVG nicht, der gesetzlich festschreibt, dass Flugsicherungsdienste an den Flugplätzen 
aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspolitischen Interessen des Bundesministeri-
ums für Verkehr und digitale Infrastruktur durch die DFS erbracht werden müssen. Auch 
entstehen nicht die unmittelbar damit verknüpften Verpflichtungen nach §§ 27e und 27f 
LuftVG zur Durchführung des Flugwetterdienstes durch den DWD. Beides hat deutlich ge-
ringere Kosten für den Bundeshaushalt zur Folge. 

In den Kreis des zweiten Gebührenbereichs fallen Flugsicherungsdienste und die dazu er-
forderlichen Einrichtungen an Flugplätzen, bei denen das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur die Notwendigkeit nach den Kriterien des Artikel 3a der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2017/373 der Kommission feststellt. Diese Kriterien sind im Wesent-
lichen: Art des jeweiligen Flugverkehrs, Flugverkehrsdichte und Wetterbedingungen. Ein 
verkehrspolitisches Interesse des Bundes ist bei diesen Flugplätzen nicht erforderlich. Die 
Flugplätze werden durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur bestimmt. 

Die aktuell an den jeweiligen Flugplätzen tätigen Flugsicherungsorganisationen können 
dort auch weiterhin tätig bleiben. Diese Flugsicherungsorganisationen sind vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur nach § 31f Absatz 1 LuftVG beauftragt, die 
hoheitliche Aufgabe der Flugsicherung an den Flugplätzen nach § 27d Absatz 4 LuftVG zu 
übernehmen. Diese Beauftragungen gelten fort.  

Die Flugsicherungsorganisationen an den Flugplätzen eines zweiten Gebührenbereichs fi-
nanzieren sich künftig - wie die Flugsicherungsorganisation an den Flugplätzen des ersten 
Gebührenbereichs - durch Gebühren der Luftraumnutzer. Decken die Einnahmen aus den 
Gebühren nicht die durch das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung festgestellten notwen-
digen Kosten der Flugsicherung, wird die Differenz im Rahmen zur Verfügung stehender 
Haushaltsmittel erstattet. Wenn ein Flugplatzunternehmen ein „Mehr“ an Flugsicherung vor-
halten möchte als nach Art und Umfang seines Betriebes nach den Kriterien der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2017/373 erforderlich ist, muss es dies mit der Flugsicherungsorga-
nisation vereinbaren und selbst finanzieren. Die näheren Einzelheiten des Verfahrens, ins-
besondere des Auswahlverfahrens der Flugsicherungsorganisation, des Nachweises der 
Kosten, der Erforderlichkeit der Aufwendungen, der Rechnungslegung und der Erstattung 
werden durch Rechtsverordnung bestimmt. 

III. Alternativen 

Keine. Bei einer Beibehaltung des bisherigen Systems würde die unbefriedigende Situation 
in Bezug auf die Flugsicherung an den  kleinen Flugplätzen fortbestehen. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 6 
des Grundgesetzes (GG). 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union 

Das Vorhaben ist mit dem Recht der Europäischen Union und insbesondere mit dem euro-
päischen Beihilferecht vereinbar. Die Flugsicherungsorganisationen werden hoheitlich tätig. 
Hoheitliche Tätigkeiten fallen grundsätzlich nicht unter das Beihilferecht. Zudem werden 
alle Flugplätze einbezogen und gleichbehandelt, an denen nach den Kriterien des Artikel 
3a der Durchführungsverordnung (EU) 2017/373 die Notwendigkeit von Flugsicherungs-
diensten anerkannt ist. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte 

Es wurden die Managementregeln und Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
geprüft. Das Vorhaben berührt den Indikator 11 (Mobilität). Das Vorhaben leistet einen Bei-
trag, Luftverkehr auch in der Fläche aufrechtzuerhalten. Es ist nicht zu erwarten, dass das 
Vorhaben zu zusätzlichem Luftverkehr führt. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

. Es ist aber eine Kostenobergrenze vorgesehen. Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b be-
stimmt, dass eine Erstattung der Differenz zwischen den Gebühreneinnahmen und den 
Kosten der Flugsicherungsorganisation nur in Höhe der zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel erfolgt. Für das Jahr 2021 sind 20 Millionen Euro vorgesehen. Wenn die Einnah-
men aus den Gebühren zusammen mit den zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nicht 
ausreichen, um die Kosten zu decken, ist die Gebühr entsprechend anzupassen. Mehrbe-
darfe sind finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 12 auszugleichen. 

 

Erfüllungsaufwand  

E.1 Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Berechnung des Erfüllungsaufwands erfolgte mit dem Arbeitstool ERBEX des Statisti-
schen Bundesamtes. Folgende Annahmen wurden zu Grunde gelegt: 

Drei Personentage bei den Tätigkeiten E2.001 und E2.002 sowie und zwei Personentage 
bei den übrigen Tätigkeiten. Hohe Qualifikation für die damit befassten Personen aus dem 
Bereich Verkehr und Logistik. Es wurde davon ausgegangen, dass 41 Flugplätze unter die 
Neuregelung fallen und es zu Beginn grundsätzlich zu keinem Wechsel der Flugsicherungs-
organisation kommt, sondern sich dieser jährlich im Rahmen von einem vollzieht. 

Tabelle: Veränderung des jährlichen Aufwandes Wirtschaft 

Nr. Bezeichnung Paragraf 
und 
Rechts-
norm 

Fallzahl Perso-
nal-auf-
wand in 
Tsd. 
Euro 

Ge-
samt-
auf-
wand 
in 
Tsd. 
Euro 
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E.2.001 Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit der Leis-
tung durch die Flugsi-
cherungsorganisation 

§ 31f Ab-
satz 3a 
Satz 1 

41 62 62 

E.2.002 Vorschlag einer Flugsi-
cherungsorganisation 
durch das Flugplatzun-
ternehmen 

§ 31f Ab-
satz 3a 
Satz 1 

1 1 1 

E.2.003 Ermittlung und Erstat-
tung der Differenz zwi-
schen Einnahmen aus 
Gebühren und Kosten  

§ 31f Ab-
satz 3a 
Satz 3 

41 42 42 

E.2.004 Nachweis der Kosten 
für die Flugsicherungs-
leistungen durch die 
FSO und Darlegung der 
Einnahmen durch Ge-
bühren 

§ 31f Ab-
satz 3a 
Satz 2 

41 42 42 

 

Tabelle: Umstellungsaufwand Wirtschaft 

E.2.005 Neuregelung der Vertrags-
beziehungen zwischen 
FSO und Flugplatzunter-
nehmen 

§31f Ab-
satz 3b 

41 42 42 
 

 

 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes in Tsd. Euro 147 

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten in Tsd. Euro 0 

Einmaliger Erfüllungsaufwand in Tsd. Euro 42 

 

E.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Die Berechnung des Erfüllungsaufwands erfolgte mit dem Arbeitstool ERBEX des Statisti-
schen Bundesamtes. Folgende Annahmen wurden zu Grunde gelegt: 

Fünf Personentage bei der Tätigkeit E3.001 und drei Personentage bei der Tätigkeit E 
3.002, jeweils höherer Dienst. Es wurde davon ausgegangen, dass 41 Flugplätze unter die 
Neuregelung fallen und es jährlich einen Wechsel bei den Flugsicherungsorganisationen 
gibt. 

 

 

Tabelle: Veränderung des jährlichen Aufwandes Verwaltung 

Nr. Bezeichnung Paragraf 
und 
Rechts-
norm 

Fallzahl Personal-
aufwand 
in Tsd. 
Euro 

Sach-
auf-
wand 
in Tsd. 
Euro 

Ge-
samt-
auf-
wand 
in Tsd. 
Euro 

E.3.001 Prüfung der Wirt-
schaftlichkeit der 
Leistung durch das 
Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherung 

§ 31f Ab-
satz 3a 
Satz 1 

1 3 0,5 3,5 
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E.3.002 Prüfung der Kosten 
durch das Bundes-
aufsichtsamt für 
Flugsicherung 

§ 31f Ab-
satz 3a 
Satz 2 

41 64 12 76 

 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes in Tsd. Euro 79,5 
 

davon auf Bundesebene in Tsd. Euro 79,5 

Aus dem dargestellten Erfüllungsaufwand von rund 79.000 Euro p.a. beim Bundesauf-
sichtsamt für Flugsicherung ergeben sich keine Auswirkungen auf den Haushalt, da die 
Aufgaben von dem vorhandenen Personal mit erledigt werden können. 

 

3. Weitere Kosten 

Weitere Kosten für Unternehmen und Verbraucher sowie Auswirkungen auf die Einzel-
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten.  

4. Weitere Gesetzesfolgen 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten, weil dieses 
Gesetz keine Regelungen enthält, die auf die spezifischen Lebenssituationen von Frauen 
und Männern Einfluss haben. 

VII.  Evaluierung 

Eine Evaluierung der Wirkungen ist zum 31.12.2024 vorgesehen 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Luftverkehrsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 9 Absatz 1) 

Folgeänderung auf Grund der Einfügung von § 27d Absatz 1a 

Zu Nummer 2 (§ 27d Absätze 1a, 1b und 4) 

Zu Buchstabe a (§ 27d Absätze 1a und 1b) 

Bislang werden Flugsicherungsdienste und die dazu erforderlichen Einrichtungen an den 
Flugplätzen vorgehalten, bei denen das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspolitischen Gründen 
anerkennt (§ 27d Absatz 1). Künftig werden Flugsicherungsdienste und die dazu erforder-
lichen Einrichtungen auch an Flugplätzen vorgehalten, bei denen das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur die Notwendigkeit nach den Kriterien des Artikel 3a 
der Durchführungsverordnung (EU) 2017/373 der Kommission festgestellt hat. Diese Krite-
rien sind im Wesentlichen: Art des jeweiligen Flugverkehrs, Flugverkehrsdichte und Wet-
terbedingungen. 

Der Flugsicherungsdienst kann in Form von Flugverkehrsdienst mit Flugverkehrskontrolle 
(Air Traffic Control – ATS -) oder in Form von Flugverkehrsdienst mit Fluginformationsdienst 
(Aerodrome Flight Information Service – AFIS-) erbracht werden (§ 27c Absatz 2 Nummer 
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1 Buchstabe a und Buchstabe c). Welche Art des Flugverkehrsdienstes an dem jeweiligen 
Flugplatz erforderlich ist, soll durch Rechtsverordnung bestimmt werden können. 

Zu Buchstabe b (§ 27d Absatz 4) 

Wenn auf Flugplätzen kein Bedarf für Flugsicherungsdienste nach Absatz 1 anerkannt ist, 
können auf diesen Flugplätzen nur Flugsicherungsdienste vorgehalten werden, wenn die 
Deckung der Kosten ohne Inanspruchnahme des Bundes sichergestellt ist. Für Flugplätze, 
für die ein Bedarf für Flugsicherungsdienste nach Absatz 1a anerkannt ist, wird zur Deckung 
der Kosten der Einsatz von Bundesmitteln ermöglicht (siehe Nummer 4 Buchstabe b). Die 
Regelung in § 27 Absatz 4 ist daher zu ergänzen, um Flugplatzunternehmen Flugsicherung 
auf eigene Kosten zu ermöglichen, wenn weder ein Bedarf nach Absatz 1 noch eine Not-
wendigkeit nach Absatz 1a anerkannt ist. 

Zu Nummer 3 (§ 31b Absätze 3 und 4) 

Zu Buchstabe a (§ 31b Absatz 3) 

Soweit Gebühren und Auslagen erhoben werden, ist die jeweilige Flugsicherungsorganisa-
tion Kostengläubigerin. 

Zu Buchstabe b (§ 31b Absatz 4) 

Die bestehenden Kostenbefreiungen für die Inanspruchnahme von Flugsicherungsdiensten 
und Flugsicherungseinrichtungen auf den in § 27d Absatz 1 genannten Flughäfen und die 
Erstattungsregelungen für die daraus resultierenden Einnahmeausfälle werden auf die in § 
27d Absatz 1a genannten Flugplätze angewendet. 

Zu Nummer 4 (§ 31f Absätze 1 und 3a und 3c) 

Zu Buchstabe a (§ 31f Absatz 1) 

Folgeänderung auf Grund der Einfügung des § 27d Absatz 1a. Wenn die Vorhaltung von 
Flugsicherungsdiensten und flugsicherungstechnischen Einrichtungen nach § 27d Absatz 
1a anerkannt ist, kann in diesen Fällen neben der Flugsicherungsorganisation nach § 31b 
Absatz 1 auch eine andere Flugsicherungsorganisation mit der Wahrnehmung einzelner 
Aufgaben nach § 27c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 beauftragt werden.  

Zu Buchstabe b (§ 31f Absätze 3a und 3b) 

Die allgemeinen Voraussetzungen für die Beauftragung einer Flugsicherungsorganisation 
sind in § 31f Absatz 2 geregelt. Absatz 3a enthält zusätzliche Anforderungen, wenn eine 
Flugsicherungsorganisation nach § 27d Absatz 1a beauftragt werden soll. Voraussetzung 
für die Beauftragung ist ein Vorschlag des Flugplatzunternehmens. Die Flugsicherungsor-
ganisation erhebt für ihre Leistungen von den Luftraumnutzern Gebühren und Auslagen (§ 
31b Absatz 3  neu ). Wenn diese Einnahmen nicht ausreichen, um die vom Bundesauf-
sichtsamt für Flugsicherung anerkannten Kosten zu decken, kann die Differenz im Rahmen 
zur Verfügung stehender Haushaltsmittel erstattet werden. Ein Anspruch auf Erstattung des 
vollen Differenzbetrages oder einer bestimmten Kostenhöhe besteht nicht. Da Bundesmittel 
eingesetzt werden, muss die vom Flugplatzunternehmen vorgeschlagene Flugsicherungs-
organisation bereits vor der Beauftragung die Wirtschaftlichkeit ihrer Leistung gegenüber 
dem Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung nachgewiesen haben.  

Die Vorschrift enthält ferner eine Ermächtigung für das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur, weitere Einzelheiten des Verfahrens, insbesondere des Auswahlver-
fahrens der Flugsicherungsorganisation, des Nachweises der Kosten, der Erforderlichkeit 
der Aufwendungen, der Rechnungslegung und der Erstattung durch Rechtsverordnung zu 
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regeln. Die Ermächtigung kann auf das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung übertragen 
werden. 

Sowohl die Flugsicherungsorganisationen als auch die Flugplatzunternehmen haben in den 
meisten Fällen ein Interesse daran, dass die Flugsicherung nach Inkrafttreten des Gesetzes 
weiterhin von derselben Flugsicherungsorganisation wahrgenommen wird. Aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung gelten daher die bisherigen Beauftragungen fort. Wenn in 
Einzelfällen keine Fortsetzung der Beauftragung gewollt ist, kann die Flugsicherungsorga-
nisation den Widerruf der Beauftragung beantragen. Solange die Vertragsbeziehungen zwi-
schen Flugplatzunternehmen und Flugsicherungsorganisationen nicht angepasst sind, 
hätte die Flugsicherungsorganisation sowohl Anspruch auf Gebühren von den Luftraum-
nutzern als auch auf Entgelt von dem Flugplatzunternehmen. Die Flugsicherungsorganisa-
tion wird daher verpflichtet, den Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen aus dem 
Vertrag und den Einnahmen aus den Gebühren an das Flugplatzunternehmen herauszu-
geben. 

Zu Nummer 5 (§ 32 Absatz 7) 

Absatz 7 wurde durch Artikel 53 des Dritten Gesetzes zur Änderung verwaltungsrechtlicher 
Vorschriften vom 21.8.2002 (BGBl I S. 3322) neu in § 32 LuftVG aufgenommen. Seitdem 
sind 18 Jahre vergangen und die elektronische Kommunikation zwischen Bürgern und Ver-
waltung im In- und Ausland hat immer mehr einen rechtsverbindlichen Charakter bekom-
men. Es besteht daher keine Notwendigkeit mehr, am körperlichen Vorhandensein eines 
Dokumentes festzuhalten. 

Zu Nummer 6 (§ 74) 

Die Vorschrift enthält eine Übergangsreglung, um den Unternehmen ausreichend Zeit für 
die Umstellung zu geben und die notwendigen Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Zu Artikel 2 

Eine Evaluierung der Wirkungen des Gesetzes ist zum 31.12.2026 vorgesehen.  

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten entsprechend den Anforderungen von Artikel 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Das gespaltene Inkrafttreten ist erforderlich, um den 
Unternehmen ausreichend Zeit für die Umstellung zu geben und die notwendigen Rechts-
verordnungen zu erlassen. 


